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A. Legistik

1. Europäisches Klimagesetz
Die EK hat am 9. 1. 2020 eine Roadmap zum europäischen Green
Deal veröffentlicht; damit soll das Ziel einer klimaneutralen Wirt-
schaft und Gesellschaft bis 2050 in einem Gesetz festgeschrieben
wurden. Zur Verwirklichung sollen Emissionssenkungen, Investi-
tionen in grüne Technologien undUmweltschutz dafür sorgen, dass
in der Gesamtheit der MS Netto-Null-Emissionen erzielt werden.1)

2. Glyphosatverbot: Bitte warten!
Weil die Notifikation an die EK nicht richtig war, verzichtet die
BReg auf das Inkraftsetzen des Glyphosatverbots. Der EK wurde
der Beschluss zur Notifikation zugestellt, sie veröffentlichte ihn
zur Konsultation mit der Notifikationsnummer 2019/419/A am
Ende der Stillhaltefrist (29. 11. 2019). Gleichzeitig rügte die EK,
dass es sich bei einem beschlossenen und kundgemachten nicht
um einen Entwurf iSd RL handeln würde.

Auf Basis eines Gutachtens des Verfassungsdiensts gab BK
Bierlein 2019 bekannt, die Feststellung des Inkrafttretens im BGBl
aufgrund des Verstoßes gegen Unionsrecht nicht durchzuführen.
Als weiteres Vorgehen wird die ordnungsgemäße Notifikation ei-
nes Entwurfes an die EK empfohlen.2)

B. Judikatur

1. Städtebauvorhaben sind Städtebauvorhaben
In einem UVP-Feststellungsverfahren hat der Projektwerber die
Feststellung (§ 3 Abs 7 UVP-G) beantragt, dass die Errichtung
von Wohnungen samt Versorgungseinrichtungen keiner UVP
zu unterziehen sei. Die UVP-Beh entschied dem Antrag entspre-
chend. Sie verneinte das Vorliegen eines „Städtebauvorhabens“, da
notwendige „Erschließungsstraßen“ (FN 3 a Anh 1 Z 18 lit b
UVP-G) innerhalb des Vorhabensgebiets fehlten.

Das in weiterer Folge befasste BVwG begründete seine dagegen
angerufene abweisende E insb damit, dass das Vorhaben keine
„multifunktionale Bebauung“ iSd FN 3a aufweise. Zwar sei ein ei-
genständiger „Bildungscampus“ geplant, als einziges spezialisiertes
Gebäude jedoch nicht geeignet, eine gemischte Bebauung zu be-
gründen. Deswegen könne das Projekt nicht unter den Tatbestand
„Städtebauvorhaben“ subsumiert werden.

DerVwGHtrat dieserAnsicht imErk v 11. 12. 2019, Ra 2019/05/
0013–17, entgegen. Unter „Erschließungsstraßen“ seien nicht bloß
innerhalb desVorhabensgebiets gelegene Straßen zu verstehen, son-
dern auch alle, die demmotorisierten Individualverkehr zu oder von
diesem Gebiet dienen. Hinsichtlich der „multifunktionalen Bebau-
ung“ führte der GH aus, dass „der Bildungscampus, das Kindertages-
heim und die Einrichtung eines Nahversorgers für eine ‚Multifunktio-
nalität‘“ sprächen. „Dass nur Bauten für Einzelhandelseinrichtungen
in einer Größe auf Flächen, hinsichtlich derer die Widmung ‚Ein-
kaufszentrum (EKZ)‘ vorausgesetzt wäre, bei dieser Beurteilung eine
Rolle spielen könnten [. . .], ergibt sich aus der in dieser Fußnote
[FN 3a zu Anh 1 Z 18 lit b UVP-G] getroffenen Regelung nicht.“3)

2. Keine Beugehaft für Behörden?
Der EuGH hat im Rechtsstreit um die Einführung von Dieselfahr-
verboten in München entschieden, dass die Verhängung von
Zwangsstrafen gegen die Verantwortlichen nur unter bestimmten

Voraussetzungen zulässig ist. Als nächster Schritt droht nun ein
Vertragsverletzungsverfahren.

Zur Vorgeschichte: Der Freistaat Bayern weigert sich trotz einer
rechtskräftigenGerichtsentscheidungMaßnahmen zurUmsetzung
der RL über Luftqualität (RL 2008/50/EG) zu ergreifen. In Folge
dessen beantragte die Deutsche Umwelthilfe die Verhängung von
Zwangshaft gegen die verantwortlichen Entscheidungsträger. Der
Bayrische Verwaltungsgerichtshof richtete im Zuge des Verfahrens
ein VorabE-Ersuchen an den EuGH, mit der Frage, ob freiheitsent-
ziehende Maßnahmen (zB Verhängung von Zwangshaft) gegen
Amtsträger zulässig bzw uU sogar geboten sind, obwohl diese im
nationalen Recht für Amtsträger nicht explizit vorgesehen sind.

Der EuGH hat nun am 19. 12. 2019 in dieser Rs (Deutsche Um-
welthilfe, C-752/18) entschieden, dass ein nationales Gericht nur
dann eine Zwangshaft verhängen kann, wenn das nationale Recht
eine hinreichend zugängliche, präzise und in ihrer Anwendung
vorhersehbare Rechtsgrundlage für den Erlass solcher Zwangs-
maßnahmen vorsieht und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
erfüllt ist. Es ist Sache des nationalen Gerichts, dies zu beurteilen.

Begründet wird die E damit, dass Organe eines MS zwar ver-
pflichtet sind, nationale Bestimmungen, die dem Unionsrecht ent-
gegenstehen, unangewendet zu lassen, diese Verpflichtung jedoch
keine Anwendung findet, wenn dadurch ein anderes unionsrecht-
lich garantiertes Grundrecht verletzt wird. Verwiesen wird idZ auf
das Instrument des Vertragsverletzungsverfahrens und die Haf-
tung des Staates für daraus resultierende Schäden.4)

C. Sonstiges

1. Umweltrecht im Regierungsprogramm
Im Regierungsprogramm haben Türkis und Grün niedergeschrie-
ben, was (ua) erwartet werden kann. Hier eine Auswahl:
Ü Schaffung einer zentralen digitalen Kundmachungsplattform,

Anpassungen des UVP-G und des StEntG an laufenden EU-
Vertragsverletzungsverfahren, mehr One-Stop-Shop-Verfah-
ren, Vollkonzentration im 3. Abschnitt des UVP-G.

Ü Bekenntnis zu Pariser Zielen, Erstellung eines CO2-Budgets,
Nachbesserung, Konkretisierung und Stärkung des Nationalen
Energie- und Klimaplans sowie Klimacheck für neue G und V.

Ü Konkrete Ausbauziele erneuerbarer Energieträger: Photovol-
taik 11 TWh; Wind 10 TWh; Wasser 5 TWh; Biomasse 1 TWh.

Ü Reduktion von (Mikro-)Plastik und Einwegprodukten, Aufwer-
tung und steuerliche Begünstigung vonReparatur, NovALSAG.

Ü Erneuerung der nationalen Biodiversitätsstrategie.
Ü Verminderung des Bodenverbrauchs auf 2,5 ha/Tag bis 2030.5)

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Webblog, der Entwicklungen und Er-
kenntnisse tagesaktuell einer breiten Öffentlich-
keit zukommen lässt.
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1) Siehe umweltrechtsblog.at v 21. 1. 2020 (Sander).
2) Siehe umweltrechtsblog.at v 9. 12. 2019 (Schamschula).
3) Siehe umweltrechtsblog.at v 16. 1. 2020 (Bauer/Rathmayer).
4) Siehe umweltrechtsblog.at v 15. 1. 2020 (Vockenhuber)
5) Siehe umweltrechtsblog.at v 8. 1. 2020 (Schamschula).


